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(Nr. 14493.) Verordnung über die Beſoldung der Beamten des höheren Vermeſſungsdienſtes. Vom 
6. Juni 1939. 


Auf Grund des § 2 des Geſetzes über die Neufaſſung der Beſoldungsordnung vom 
16. November 1937 (Geſetzſamml. S. 125) wird folgendes beſtimmt: 


§ 1. 

Die planmäßigen Beamten des höheren Vermeſſungsdienſtes, die noch Bezüge der Beſoldungs⸗ 
gruppe A 2 e erhalten, find in die Beſoldungsgruppe A 2 c 2 mit einem Beſoldungsdienſtalter vom 
1. April 1939 überzuleiten. 8 

24 


Die außerplanmäßigen Beamten des höheren Vermeſſungsdienſtes, die noch Diäten der 
Beſoldungsgruppe A2e beziehen, erhalten die Diäten der Beſoldungsgruppe A2 02 nach ihrem 
bisherigen Diätendienſtalter. 


Die außerplanmäßigen Beamten des höheren Vermeſſungsdienſtes, die vom 1. April 1939 ab 
eingeſtellt werden, erhalten die Diäten der Beſoldungsgruppe A 2 02. 


§ 3. 
Die Beamten des höheren Vermeſſungsdienſtes, die vom 1. April 1939 ab planmäßig angeſtellt 
werden, erhalten die Bezüge der Beſoldungsgruppe K 2 02. Ihr Beſoldungsdienſtalter darf nicht 
auf einen früheren Zeitpunkt als den 1. April 1939 feſtgeſetzt werden. 


§ 4. 
Dieſe Verordnung tritt mit Wirkung vom 1. April 1939 in Kraft. Mit dem gleichen Tage 
tritt die Verordnung über die Beſoldung der Beamten des höheren e vom 
1. April 1938 (Geſetzſamml. S. 56) außer Kraft. 


Berlin, den 6. Juni 1939. 


Der Preußiſche Finanzminiſter. 
Popitz. 
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Mr. 14494.) Anordnung über die Anderung der Prüfungsordnung für Krankenkaſſenangeſtellte in 
Preußen. Vom 16. Juni 1939. 


Auf Grund des § 7 der Vierten Verordnung zur Neuordnung der Krankenverſicherung vom 
3. Februar 1934 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 84) wird die Prüfungsordnung für Krankenkaſſenangeſtellte 
in Preußen vom 19. Oktober 1934 (Geſetzſamml. S. 412) wie folgt geändert: 
§ 4 erhält folgenden Abſ. 4: 

(4) Krankenkaſſenangeſtellte, die zur Erfüllung der aktiven Wehr- oder Arbeitsdienſt⸗ 
pflicht einberufen werden, können auf Vorſchlag des Leiters der Krankenkaſſe auch vor 
Vollendung des 21. Lebensjahrs zur Anſtellungsprüfung zugelaſſen werden, wenn ſie die 
ſonſtigen Vorausſetzungen erfüllen und ihnen eine ausreichende Ausbildung von der 
dienſtgebenden Krankenkaſſe (Kaſſenverband) beſcheinigt wird. 


Der Reichs⸗ und Breußifche Arbeitsminiſter. 


Im Auftrage: 


Zſchimmer. 


(Nr. 14495.) Verordnung über die Aufrechterhaltung der ſudetendeutſchen Konzeſſionsverordnung für 
den Tabakwarenhandel in den in die Länder Preußen und Bayern eingegliederten Gebiets⸗ 
teilen. Vom 24. Juni 1939. 
Auf Grund des § 5 des Geſetzes über die Gliederung der ſudetendeutſchen Gebiete vom 
25. März 1939 (Reichsgeſetzbl. 1 S. 745) wird im Einvernehmen mit dem Reichsminiſter des Innern 
verordnet: 
Sek 


Die Verordnung über den Verkehr mit Tabakerzeugniſſen in den ſudetendeutſchen Gebieten 
(Konzeſſionsverordnung) vom 21. Februar 1939 (Verordnungsbl. f. d. ſudetendt. Geb. S. 345) und 
die Erſte Durchführungsverordnung zur Verordnung über den Verkehr mit Tabakerzeugniſſen in den 
ſudetendeutſchen Gebieten (Konzeſſionsverordnung) vom 21. Februar 1939 (Verordnungsbl. f. d. 
ſudetendt. Geb. S. 347) gelten in denjenigen Gebietsteilen weiter, die nach SI Abſ. 1 und 4 des 
Geſetzes über die Gliederung der ſudetendeutſchen Gebiete in die Länder Preußen und Bayern ein⸗ 
gegliedert find. Im $ 6 der Verordnung über den Verkehr mit Tabakerzeugniſſen in den ſudeten⸗ 
deutſchen Gebieten vom 21. Februar 1939 tritt an die Stelle des Reichsſtatthalters im Sudetengau 
die oberſte Landesbehörde in Preußen und Bayern. 


§ 2. 
Die Verordnung tritt am 1. Juli 1939 in Kraft. 


Berlin, den 24. Juni 1939. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche 


Wirtſchaftsminiſter Der Reichsminiſter der Finanzen. 
In Vertretung: 5 51 


Landfried. 


(Nr. 14496.) Verordnung über die Umlagen der Gemeindeverbände. Vom 12. Juli 1939. 


Auf Grund der SS 4 bis 7 und 25 des Preußiſchen Finanzausgleichsgeſetzes vom 10. November 
1938 GGeſetzſamml. S. 108) wird für die Umlagen der Gemeindeverbände folgendes verordnet: 
Abſchnitt J. 
Kreisumlage. 
§ 1. 
Der Kreisumlage find außer den im § 4 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes aufgeführten Steuermeß⸗ 
beträgen die den Gemeinden des Landkreiſes zustehenden Schlüſſelzuweiſungen zugrunde zu legen. 
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§ 2. 

() Wird für die Schlüffelgutveifungen ein Umlageſatz von mehr als 25 vom Hundert feſtgeſetzt 
oder weicht der Umlageſatz einer der im § 4 Abſ. 2 und 3 des Geſetzes genannten Bemeſſungsgrund⸗ 
lagen um mehr als ein Viertel nach oben oder unten von dem Umlageſatz ab, der ſich ergibt, wenn 
im Verhältnis zu den Schlüſſelzuweiſungen 

die Grundſteuer von den land- und forſtwirtſchaftlichen Betrieben mit 80 vom Hundert, 
die Grundſteuer von den Grundſtücken mit 140 vom Hundert, 
die Gewerbeſteuer vom Ertrag und Kapital mit 200 vom Hundert, 
die Bürgerſteuer mit 400 vom Hundert 
angeſpannt werden, ſo bedarf der Umlagebeſchluß der Genehmigung des Regierungspräſidenten. 

(2) Die geltenden Beſtimmungen über die Mehr- oder Minderbelaſtung einzelner Kreisteile 

bleiben unberührt. 


Abſchnitt I. 
Provinzumlage. 
§ 3. 

Der Provinzumlage ſind außer den im § 5 Abſ. 2 des Geſetzes genannten Steuermeßbeträgen 
die den Stadtkreiſen und den Gemeinden der Landkreiſe zuſtehenden Schlüſſelzuweiſungen zugrunde 
zu legen. ’ 

§ 4. 


Der Umlagebeſchluß bedarf der Genehmigung der Aufſichtsbehörde. Der Miniſter des Innern 
und der Finanzminiſter beſtimmen, unter welchen Vorausſetzungen (Anſpannungsverhältnis, Höhe) 
die Genehmigung nicht erforderlich iſt. § 2 Abſ. 2 findet entſprechende Anwendung. 


Abſchnitt III. 
Umlagen anderer Gemeindeverbände. 
§ 5. 

Die Vorschriften in den SS 1 und 2 gelten auch für die Amter, Kirchſpiellandgemeinden und 
die Amtsbezirke, ferner für die Zweckverbände, ſoweit dieſe befugt find, Umlagen nach der Steuer- 
kraft zu erheben. 

5 S 6. 


Die Vorſchriften in den SS 3 und 4 gelten auch für die Bezirksverbände in Heſſen-Naſſau, für 
den Landeskommunalverband der Hohenzolleriſchen Lande und für den Siedlungsverband Ruhr- 
kohlenbezirk. 


Abſchnitt IV. 
Umlage der Gemeindeverbände für das Rechnungsjahr 1939. 
§ 7. 
(1) Die Umlageſätze für das Rechnungsjahr 1939 find fo zu bemeſſen, daß das . 
Sollaufkommen aus der Umlage (Abſ. 2) nicht überſchritten wird. 
(2) Das höchſtzuläſſige Sollaufkommen aus der Umlage wird ermittelt, indem die folgenden 
Beträge zuſammengezählt werden: 

1. das Sollaufkommen aus der Umlage für das Rechnungsjahr 1937, ſoweit die Umlage nach 
der Grundvermögenſteuer bemeſſen war; 

2. das Sollaufkommen aus der Umlage für das Rechnungsjahr 1937, ſoweit die Umlage 
nach der Gewerbeſteuer bemeſſen war; der Betrag erhöht oder ermäßigt ſich in dem Ver⸗ 
hältnis, in dem die Gewerbeſteuermeßbeträge, die für die Bemeſſung der Umlagen und 
der Schlüſſelzuweiſungen des Rechnungsjahrs 1939 verwendet werden, von dem Zwei⸗ 
einhalbfachen der Gewerbeſteuergrundbeträge abweichen, die der Umlage für das 
Rechnungsjahr 1937 zugrunde zu legen waren; 
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3. der Betrag, der ſich ergibt, wenn der Hundertſatz, nach dem die Umlage von den Bürger⸗ 
ſteuermeßbeträgen im Rechnungsjahr 1937 erhoben worden iſt, auf die der Umlage für 
das Rechnungsjahr 1939 zugrunde zu legenden Bürgerſteuermeßbeträge angewandt wird; 

4. das Sollaufkommen aus der Umlage für das Rechnungsjahr 1937, ſoweit die Umlage 
nach den Reichsſteuerüberweiſungen bemeſſen war. 

(8) Das nach Abſ. 2 ſich ergebende Sollaufkommen darf nur im Falle eines unabweisbaren 
Bedürfniſſes überſchritten werden. Im Falle der Überſchreitung bedarf der Umlagebeſchluß der 
Genehmigung der oberſten Gemeindeaufſichtsbehörde. 


Berlin, den 12. Juli 1939. 
Der Reichs⸗ und Preußiſche 
Miniſter des Innern. Der Preußiſche Finanzminiſter. 
In Vertretung: i f P 0 p i tz. 
Pfundtner. 


Hinweis auf nicht in der Geſetzſammlung veröffentlichte Rechtsverordnungen 
($ 2 des Geſetzes vom 9. Auguſt 1924 — Geſetzſamml. S. 597 —). 


Im Amtsblatt der Regierung zu Köln, Stück 24, vom 17. Juni 1939, iſt auf Seite 85 unter Nr. 181 
die Zweite Verordnung über die Neuregelung des Beitragsverfahrens in der Krankenverſicherung 
unſtändig Beſchäftigter im Bezirk der Stadt Köln vom 25. Mai 1939 veröffentlicht. Die Verordnung 
iſt mit Wirkung vom 1. Mai 1939 in Kraft getreten. 

Berlin, den 4. Juli 1939. 

Reichs⸗ und Preußiſches Arbeitsminiſterium. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetzſamml. S. 357) ſind bekanntgemacht: 


1. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 30. Mai 1939 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsfiskus — Heer —) 
zum Neubau eines Gerätelagers in Simmern 
durch das Amtsblatt der Regierung in Koblenz Nr. 25 S. 130, ausgegeben am 24. Juni 1939; 


2. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 14. Juni 1939 
über die Verleihung des Enteignungsrechts an das Deutſche Reich (Reichsſtraßenverwal⸗ 
tung) zum Ausbau der Reichsſtraße 51 Köln Trier zwiſchen km 62,220 und 63, 705 in 
der Gemarkung Blankenheim 
durch das Amtsblatt der Regierung in Aachen Nr. 27 S. 111, ausgegeben am 1. Juli 1939; 


3. der Erlaß des Preußiſchen Staatsminiſteriums vom 19. Juni 1939 


über die Verleihung des Enteignungsrechts an die Gemeinde Kemnitz zur Anlage einer 


Sandgrube 
durch das Amtsblatt der Regierung in Magdeburg Nr. 26 S. 97, ausgegeben am 1. Juli 1939, 
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